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Vereinbarung zwischen der Bundesregierung und den Regierungen der Länder über die Zusammenarbeit in
Angelegenheiten der Europäischen Union in Ausführung von § 9 des Gesetzes über die Zusammenarbeit von
Bund und Ländern in Angelegenheiten der Europäischen Union vom 12. März 1993 vom 29. Oktober 1993
ergänzt durch Vereinbarung vom 8. Juni 1998

Zurück zur Teilliste Auswärtiges Amt

Vereinbarung
zwischen der Bundesregierung und den Regierungen die über die Zusammenarbeit in Angelegenheiten der

Europäischen Union in Ausführung von § 9 des Gesetzes über die Zusammenarbeit von Bund und Ländern in
Angelegenheiten der Europäischen Union vom 12. März 1993

vom 29. Oktober 1993[1]
ergänzt durch Vereinbarung vom 8. Juni 1998[2]

Bundesregierung und Regierungen der Länder bekennen sich zur Verwirklichung eines vereinten Europas und der
Entwicklung der Europäischen Union auf der Grundlage der Verträge über die Gründung der Europäischen
Gemeinschaften einschließlich deren Folgerecht und des Vertrages über die Europäische Union sowie zu den sich
daraus ergebenden Informations- und Handlungspflichten in wechselseitigem bundesstaatlichen Treueverhältnis. Sie
arbeiten auf der Grundlage von Art. 23 GG und des dazu ergangenen Gesetzes über die Zusammenarbeit von Bund
und Ländern in Angelegenheiten der Europäischen Union (EUZBLG) eng und vertrauensvoll zusammen. Zur
Durchführung der diese Zusammenarbeit regelnden Bestimmungen vereinbaren sie folgendes:

Unterrichtung des Bundesrates

Die Bundesregierung unterrichtet den Bundesrat laufend und in der Regel schriftlich über alle Vorhaben im
Rahmen der Europäischen Union, die für die Länder von Interesse sein könnten. Dies geschieht insbesondere
durch Übersendung von der Bundesregierung vorliegenden

a) Dokumenten

- der Kommission und ihrer Dienststellen, soweit sie an den Rat gerichtet oder der Bundesregierung auf
sonstige Weise offiziell zugänglich gemacht worden sind;

- des Europäischen Rates, des Rates, der informellen Ministertreffen und der Ratsgremien.

b) Berichten und Mitteilungen von Organen der Europäischen Union über Sitzungen

- des Europäischen Rates, des Rates und der informellen Ministertreffen;

- des Ausschusses der Ständigen Vertreter und sonstiger Ausschüsse oder Arbeitsgruppen des Rates;

- der Beratungsgremien bei der Kommission.

c) Berichten der Ständigen Vertretung über

- Sitzungen des Rates und der Ratsgruppen[3], der informellen Ministertreffen und des Ausschusses der
Ständigen Vertreter,

- Sitzungen des Europäischen Parlaments und seiner Ausschüsse;

- Entscheidungen der Kommission,

wobei die Empfänger dafür Sorge tragen, dass diese Berichte nur an einen begrenzten Personenkreis in
den jeweils zuständigen obersten Landesbehörden weitergeleitet werden.

http://www.juris.de/
http://www.bundesregierung.de/
https://www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de/Teilliste_Ausw_rtiges_Amt.html#bsvwvbund_29101993_E05
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d) Dokumenten und Informationen über förmliche Initiativen, Stellungnahmen und Erläuterungen der
Bundesregierung für Organe der Europäischen Union[4].

Die Unterrichtung bezieht sich auch auf Vorhaben, die auf Beschlüsse der im Rat vereinigten Vertreter der
Regierungen der Mitgliedstaaten gerichtet sind.

Im übrigen oder ergänzend erfolgt die Unterrichtung mündlich in ständigen Kontakten.





Die Bundesregierung übersendet die Unterlagen dem Bundesrat zum frühestmöglichen Zeitpunkt und auf dem
kürzesten Weg.





Die Ministerien des Bundes und der Länder eröffnen sich untereinander und dem Bundesrat im Rahmen der
geltenden Datenschutzvorschriften Zugang zu ressortübergreifenden Datenbanken zu Vorhaben im Rahmen
der Europäischen Union. Die Bundesregierung wird sich bemühen, dass EG-Datenbanken, die den
Regierungen der Mitgliedstaaten zugänglich sind, auch dem Bundesrat und den Regierungen der Länder
zugänglich gemacht werden. Einzelheiten müssen gesondert geregelt werden.






Vorbereitende Beratungen

Das innerhalb der Bundesregierung federführende Bundesressort lädt die Ländervertreter zu Beratungen zur
Festlegung der Verhandlungsposition zu Vorhaben ein, soweit der Bundesrat an einer entsprechenden
innerstaatlichen Maßnahme mitzuwirken hätte oder soweit die Länder innerstaatlich zuständig wären. Dabei
soll auch Einvernehmen über die Anwendung von §§ 5 und 6 EUZBLG auf ein Vorhaben angestrebt werden[5].





Bei der Einordnung eines Vorhabens unter die Regelungen des EUZBLG ist auf den konkreten Inhalt der EG-
Vorlage abzustellen. Die Zuordnung zur Zuständigkeit des Bundes oder der Länder folgt aus der
innerstaatlichen Kompetenzordnung.





Bei Beurteilung der Frage, ob bei einem Vorhaben der Bund im nationalen Bereich das Recht zur
Gesetzgebung hat, ist in Fällen der konkurrierenden und der Rahmengesetzgebung auch darauf abzustellen,
ob ein Bedürfnis nach bundesgesetzlicher Regelung im Sinne von Art. 72 Abs. 2 GG bestehen würde,





Hinsichtlich des Regelungsschwerpunktes des Vorhabens ist darauf abzustellen, ob eine Materie im
Mittelpunkt des Vorhabens steht oder ganz überwiegend Regelungsgegenstand ist. Das ist nicht quantitativ
bestimmbar, sondern das Ergebnis einer qualitativen Beurteilung.





In den Fällen, in denen innerstaatlich eine Zusammenarbeit von Bund und Ländern vorgesehen ist, ist -
unbeschadet der Bestimmungen des EUZBLG im einzelnen - bei Festlegung der Verhandlungsposition - auch
auf Gemeinschaftsebene - ein gemeinsames Vorgehen anzustreben[6].






Stellungnahme des Bundesrates

Um die rechtzeitige Abgabe einer Stellungnahme zu ermöglichen, informiert die Bundesregierung den
Bundesrat unbeschadet der Unterrichtung nach Teil I dieser Vereinbarung bei allen Vorhaben, die Interessen
der Länder berühren, über den zeitlichen Rahmen der Behandlung in den Ratsgremien.





Je nach Verhandlungslage teilt die Bundesregierung dem Bundesrat auch mit, bis zu welchem Zeitpunkt eine
Stellungnahme wegen der sich aus dem Verfahrensablauf der Europäischen Union ergebenden zeitlichen
Vorgaben noch berücksichtigt werden kann.
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Der Bundesrat kann seine Stellungnahme im Verlauf der Beratung des Vorhabens in den Gremien der
Europäischen Union anpassen und ergänzen. Zu diesem Zweck unterrichtet die Bundesregierung den
Bundesrat durch ständige Kontakte - in einer der Sache jeweils angemessenen Form - über wesentliche
Änderungen bei diesen Vorhaben.





Beschlüsse des Bundesrates sind auch solche, die von der Europakammer des Bundesrates (Art. 52 Abs. 3 a
GG) abgegeben werden.





Stimmt in den Fällen von § 5 Abs. 2 EUZBLG die Auffassung der Bundesregierung nicht mit der
Stellungnahme des Bundesrates überein, unterrichtet sie den Bundesrat und lädt unverzüglich die vom
Bundesrat genannten Ländervertreter zur erneuten Beratung ein, um möglichst Einvernehmen[7] zu erzielen.
Kommt ein Einvernehmen nicht zustande, beschließt der Bundesrat unverzüglich darüber, ob seine
Stellungnahme aufrechterhalten wird.





Weicht die Bundesregierung von einer Stellungnahme des Bundesrates ab, so teilt sie auf Verlangen des
Bundesrates nach Abschluss eines Vorhabens die maßgeblichen Gründe mit.






Hinzuziehung von Ländervertretern zu Verhandlungen in Gremien der Europäischen Union

Werden in Gremien des Rates oder der Kommission Vorhaben behandelt, zu denen dem Bundesrat vor
Festlegung der Verhandlungsposition Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben ist, so unterrichtet die
Bundesregierung den Bundesrat unverzüglich über den Ort, den Zeitpunkt und die Beratungsgegenstände der
Sitzungen dieser Gremien. Dasselbe gilt soweit möglich für vorbereitende Aktivitäten der Kommission der
Europäischen Gemeinschaft wie formelle Anhörungen, Konsultationen und Expertengespräche.





Unbeschadet der gesetzlichen Regelungen des § 6 Abs. 1 EUZBLG führen die Bundesregierung und die
Regierungen der Länder gemeinsam eine Liste der Beratungsgremien[8] bei Kommission und Rat, in denen
Vorhaben behandelt werden, bei denen der Bundesrat an einer entsprechenden innerstaatlichen Maßnahme
mitzuwirken hätte, bei denen die Länder innerstaatlich zuständig wären oder bei denen wesentliche Interessen
der Länder betroffen sind. Diese Liste kann einvernehmlich geändert werden, ohne dass es einer förmlichen
Änderung dieser Vereinbarung bedarf.





Der Bundesrat benennt der Bundesregierung die Ländervertreter bzw. das die Vertreter entsendende Ressort
einer Landesregierung. Für die in der Liste erfaßten Gremien kann dies ebenfalls listenmäßig für einen
bestimmten Zeitraum erfolgen. Werden Ländervertreter im Einzelfall außerhalb oder in Änderung der
listenmäßig benannten Vertreter bestellt, teilt dies der Bundesrat vor den Verhandlungen mit.





Die Bundesregierung wird dem Verlangen auf Hinzuziehung mindestens eines Ländervertreters, bei Vorliegen
der Voraussetzungen von § 5 Abs. 2 EUZBLG von zwei Ländervertretern, entsprechen, soweit ihr das möglich
ist.





Die Bundesregierung wird sich im Einzelfall jeweils bemühen, die Hinzuziehung eines Ländervertreters zu
ermöglichen.





Nimmt in den Fällen des § 6 Abs. 1 EUZBLG kein benannter Ländervertreter teil oder ist noch kein
Ländervertreter beim Bundesrat benannt, kann im Einzelfall die Sitzung von einem Vertreter wahrgenommen
werden.


